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Herr Martin Borschel
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Herr Gotz Bacher
Frau Polina Frebel

Herr Peter Kron

Frau Anna-Maria Henk-Hollstein
Herr Karl-Jurgen Klipper

Herr Jirgen Koch

Herr Karsten Moéring
Herr Jorg Frank

Frau Kirsten Reinhardt
Herr Andreas Wolter
Herr Ulrich Breite

Herr Jorg Uckermann
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als Vertreterin fur
Ratsmitglied Bdllinger

als Vertreter fur
Ratsmitglied Strahl

GRUNE
GRUNE
GRUNE

FDP

pro Koéln

Mitglieder mit beratender Stimme nach 8§ 58 Absatz 1 Satz 7 bis12 Gemeinde-

ordnung Nordrhein-Westfalen
Herr Claus Ludwig
Herr Klaus Hoffmann

DIE LINKE.
Freie Wahler Koln



Niederschrift Uber die Sondersitzung des Finanzausschusses (Hpl.-Sitzung) am 12.04.2013

Verwaltung

Frau Stadtkammerin Gabriele C. Klug

Herr Stadtdirektor Guido Kahlen

Frau Beigeordnete Berg

Frau Beigeordnete Dr. Agnes Klein

Frau Beigeordnete Henriette Reker

Herr Beigeordneter Franz-Josef HAing

Herr Beigeordneter Prof. Georg Quander

Herr Hans-Jochen Hemsing als Vertreter des
Rechnungsprufungsamtes

Schriftfuhrerin

Frau Gabriele van Husen-Arandela

Vertreter verschiedener Amter

Presse
Zuschauer

l. Der Finanzausschuss stimmt zu, dass die Tagesordnung um folgende
Punkte erweitert wird:

1 Einwendungen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt
Ko6ln fir die Haushaltsjahre 2013/2014

1.3 Einwendung von Herrn Dr. Peters gegen den Entwurf der Haushalts-
satzung 2013/2014
1033/2013

14 Einwendung von Herrn Wortmann gegen den Entwurf der Haushalts-
satzung 2013/2014
1107/2013

6 Weitere Beschlussvorlagen der Verwaltung

6.1 Hpl.-Entwurf 2013/2014
Beschlussfassungen des Rates im Zusammenhang mit den
Konsolidierungsvorschlagen der Verwaltung
1112/2013
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6.1.1 Anderungsantrag der CDU-Fraktion betr. Beschlussfassungen des
Rates im Zusammenhang mit den Konsolidierungsvorschlagen der
Verwaltung in der Sitzung des Finanzausschusses am 12.04.2013
AN/0461/2013

6.1.2 Gemeinsamer Anderungsantrag der Fraktionen von SPD und
Blndnis 90/ Die Griinen betr. Vorlage 1112/2013 (TOP 6.1)
- Beschlussfassungen des Rates im Zusammenhang mit den
Konsolidierungsvorschlagen der Verwaltung Hpl 2013/2014
AN/0488/2013

6.1.3  Stellungnahme zum Prifungsauftrag des Rates vom 20.09.2012
gemal des Antrages der CDU-Fraktion "Weitere Konsolidierungs-
maf3nahmen innerhalb der Verwaltung"

0937/2013

6.1.4 Gemeinsamer Anderungsantrag der Fraktionen von SPD und
BlUndnis 90/ Die Griuinen betr. Antrag der FDP-Fraktion auf
Durchfiihrung einer aktuellen Stunde in der Sitzung des Sportaus-
schusses am 09.04.2013

AN/0416/2013

6.2 Personelle Ressourcen starken - Diversity-Management fur die
Stadt KoIn
1305/2013

7 Burgerhaushalt 2013/2014 - Umsetzung der Vorschlage

7.2 Bilrgerhaushalt 2013 - Umsetzung der Birgervorschlage
1064/2013

9 Stellenplane

9.4 Stellenplan des Wallraf-Richartz-Museums & Fondation Corboud der
Stadt Kaéln fur die Jahre 2013 und 2014
0910/2013

9.5 Stellentbersicht und Stellenplan der Beamtinnen und Beamten der
Gebaudewirtschaft der Stadt Kdln fur die Jahre 2013/2014
0561/2013
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Der Finanzausschuss ist damit einverstanden, dass folgende, bisher noch
nicht auf der Tagesordnung vermerkte Drucksachen in der heutigen Sitzung
behandelt werden:

8 Haushaltssatzung der Stadt KéIn fur die Hj. 2013/2014

8.1.3 Gemeinsamer Anderungsantrag der SPD-Fraktion und Fraktion
BlUndnis 90/Die Gruinen zu TOP 8 betr. Haushaltssatzung und
Haushaltsplan der Stadt KéIn fir die Haushaltsjahre 2013/2014
AN/0998/2013

8.1.4 Gemeinsamer Anderungsantrag der SPD Fraktion und der Fraktion
BlUndnis 90/Die Griinen zu TOP 8 betr. Haushaltssatzung und
Haushaltsplan der Stadt KéIn fir die Haushaltsjahre 2013/2014
hier Kulturférderabgabe
AN/0999/2013

8.1.5 Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
betr. Veranderungsnachweis der Fraktion DIE LINKE zum
Haushaltsplanentwurf 2013/14
AN/0486/2013

8.1.6 Weitere Beschlussvorschlage der Verwaltung fur die Hpl.-Beratungen
und Freigabeverfahren

9 Stellenplane

9.1.1 Gemeinsamer Anderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion
BUndnis 90/Die Grinen betr. Stellenplan der Stadt Koln fur die Jahre
2013/2014
AN/0491/2013

Auf Vorschlag des Ausschussvorsitzenden soll die ausfihrliche Diskussion
Uber den Tagesordnungspunkt

8 Haushaltssatzung der Stadt Koln fur die Hj. 2013/2014

nicht wie in der Tagesordnung vorgesehen, sondern bereits zu Beginn
der Sitzung vorgenommen werden.

Der Finanzausschuss ist mit diesem Verfahrensvorschlag einverstanden.

Anmerkung: Die Protokollierung erfolgt in der Reihenfolge der
Tagesordnung.

Der Finanzausschuss legt die Tagesordnung wie folgt fest:
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I. Offentlicher Teil

1.1

1.2

1.3

14

2.1

211

4.1

4.2

Einwendungen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Koln
far die Haushaltsjahre 2013/2014

Einwendungen von Frau Nicolaysen, Herrn Klein und Herrn Polls gegen den
Entwurf der Haushaltssatzung 2013/2014
1020/2013

Einwendung von Herrn Hagenbruch gegen den Entwurf der Haushaltssatzung
2013/2014
1098/2013

Einwendung von Herrn Dr. Peters gegen den Entwurf der Haushaltssatzung
2013/2014
1033/2013

Einwendung von Herrn Wortmann gegen den Entwurf der Haushaltssatzung
2013/2014
1107/2013

Anfragen gemal 8 4 der Geschéaftsordnung des Rates und der Bezirks-
vertretungen

Anfrage der Fraktion Die Linke betr. Mehreinnahmen durch zeitnahe Rech-
nungsstellung durch die Feuerwehr
AN/0394/2013

Beantwortung der Anfrage der Fraktion DIE LINKE gem. § 4 der Geschatfts-
ordnung des Rates bezgl. Mehreinnahmen durch zeitnahe Rechnungsstellung
durch die Feuerwehr

1166/2013

Neue Antrage gemal 8§ 3 der Geschaftsordnung des Rates und der Be-
zirksvertretungen

In die Hpl.-Beratung verwiesene Antradge gemal 8§ 3 der Geschéaftsord-
nung des Rates und der Bezirksvertretungen

Antrag der Fraktion Die Linke. betreffend "Baultickenprogramm erhalten"
AN/1775/2012

Antrag der FDP-Fraktion vom 16.11.2011 betr. Fihrung der Linien 106, 132
und 133 nach Teilinbetriebnahmen der Nord-Sud-Stadtbahn
AN/2056/2011
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4.3

5.1

6.1

6.1.1

6.1.2

6.1.3

6.1.4

6.2

Anderungsantrag der FDP-Fraktion betr. "Kommunalaufsichtliche
Beanstandung/Ratsbeschluss 14.09.2010 "Verzicht auf die Erhebung von
Stral3enbaubeitrdgen (Sudlicher Abschnitt Severinstraf3e)" in der Fassung des
Beschlusses des Rates aus seiner Sitzung am 19.03.2013 — TOP 16.1
AN/0289/2013

In die Hpl.-Beratung verwiesene Beschlussvorlagen

Vorzeitige Teilinbetriebnahme der Nord-Sud-Stadtbahn zwischen Severin-
stralRe und Rodenkirchen
3132/2011

Weitere Beschlussvorlagen der Verwaltung

Hpl.-Entwurf 2013/2014

Beschlussfassungen des Rates im Zusammenhang mit den Konsolidierungs-
vorschlagen der Verwaltung

1112/2013

Anderungsantrag der CDU-Fraktion betr. Beschlussfassungen des Rates im
Zusammenhang mit den Konsolidierungsvorschlagen der Verwaltung in der
Sitzung des Finanzausschusses am 12.04.2013

AN/0461/2013

Gemeinsamer Anderungsantrag der Fraktionen von SPD und
Bindnis 90/ Die Griinen betr. Vorlage 1112/2013 (TOP 6.1)
Beschlussfassungen des Rates im Zusammenhang mit den
Konsolidierungsvorschlagen der Verwaltung Hpl 2013/2014
AN/0488/2013

Stellungnahme zum Priufungsauftrag des Rates vom 20.09.2012 gemal3 des
Antrages der CDU-Fraktion "Weitere Konsolidierungsmalinahmen innerhalb
der Verwaltung"

0937/2013

Gemeinsamer Anderungsantrag der Fraktionen von SPD und
Bindnis 90/ Die Griinen betr. Antrag der FDP-Fraktion auf
Durchfuihrung einer aktuellen Stunde in der Sitzung des Sportaus-
schusses am 09.04.2013

AN/0416/2013

Personelle Ressourcen starken - Diversity-Management fir die Stadt Koln
1305/2013
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7 Burgerhaushalt 2013/2014 - Umsetzung der Vorschlage

7.1 Burgerhaushalt 2013 - Voten der Birger zu den Konsolidierungsvorschlagen
der Verwaltung
1072/2013

7.2 Birgerhaushalt 2013 - Umsetzung der Birgervorschlage
1064/2013

8 Haushaltssatzung der Stadt Koln fur die Hj. 2013/2014
0984/2013

8.1.1  Uberpriifung der stadt. Mitgliedschaften
1299/2013

8.1.2 Anderungsantrag der Freien Wahler Koln betr. Anderungsantrag zum TOP 8
AN/0480/2013

8.1.3 Gemeinsamer Anderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion
Bindnis 90/Die Griinen betr. Haushaltssatzung und Haushaltsplan
der Stadt Koln fur die Haushaltsjahre 2013/2014
AN/0998/2013

8.1.4 Gemeinsamer Anderungsantrag der SPD Fraktion und der Fraktion
Bindnis 90/Die Grinen betr. Haushaltsjahr 2013/2014
hier Kulturférderabgabe
AN/0999/2013

8.1.5 Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE betr. Veranderungsnachweis der
Fraktion DIE LINKE zum Haushaltsplanentwurf 2013/14
AN/0486/2013

8.1.6 Weitere Beschlussvorschlage der Verwaltung fur die Hpl.-Beratungen und
Freigabeverfahren

9 Stellenplane

9.1 Stellenplan fur die Jahre 2013/2014
0884/2013

9.1.1 Gemeinsamer Anderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion
Bindnis 90/Die Griinen betr. Stellenplan der Stadt Kéln fur die Jahre
2013/2014
AN/0491/2013

9.2 Stellenplan der Buhnen der Stadt Koln fur die Kalenderjahre 2013/2014
0537/2013
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9.3

9.4

9.5

10

Stellenplan des Gurzenich-Orchesters Koln fur die Kalenderjahre 2013/2014
0539/2013

Stellenplan des Wallraf-Richartz-Museums & Fondation Corboud der Stadt
KdlIn fur die Jahre 2013 und 2014
0910/2013

Stellentbersicht und Stellenplan der Beamtinnen und Beamten der Geb&ude-
wirtschaft der Stadt KolIn fur die Jahre 2013/2014
0561/2013

Mundliche Anfragen
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I. Offentlicher Teil

1 Einwendungen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Koln
fur die Haushaltsjahre 2013/2014

1.1 Einwendungen von Frau Nicolaysen, Herrn Klein und Herrn Polls gegen
den Entwurf der Haushaltssatzung 2013/2014
1020/2013
Beschluss:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlie3en:

Der Rat nimmt die Einwendungen von Frau Gisela Nicolaysen, Herrn Martin
Klein und Herrn Herbert Polls gegen den Entwurf der Haushaltssatzung
2013/2014 zur Kenntnis und beschliel3t, sie zuriickzuweisen.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig zugestimmt

1.2 Einwendung von Herrn Hagenbruch gegen den Entwurf der Haushalts-
satzung 2013/2014
1098/2013
Beschluss:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlie3en:

Der Rat nimmt die Einwendung von Herrn Detlef Hagenbruch zur Kenntnis
und beschliel3t, sie zurlickzuweisen.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig zugestimmt
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13

Einwendung von Herrn Dr. Peters gegen den Entwurf der Haushaltssat-
zung 2013/2014
1033/2013

Ratsmitglied Klipper beantragt, tber die beiden Vorschlage in der
Einwendung:

1. Die Planungen fur ein Museum auf dem Rathausplatz werden sofort ein-
gestellt und davon unabhangig die arch&ologische Zone realisiert. Uber
das Museum wird nach erfolgter Haushaltskonsolidierung befunden
(2022).

2. Der Bau des neuen Stadtarchivs wird zuriickgestellt, bis absehbar ist,
wann ein erheblicher Teil der Dokumente wieder restauriert ist, so dass
Bedarf fur ihre Lagerung besteht.

getrennt abzustimmen.

Beschluss zu Vorschlag Ziffer 1:

Der Rat nimmt die Einwendung von Herrn Dr. Werner Peters gegen den
Entwurf der Haushaltssatzung 2013/2014 zur Kenntnis und beschliel3t,
sie zuruckzuweisen.

Abstimmungsergebnis:

Gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU und pro Kéln mehrheitlich
zugestimmit.

Beschluss zu Vorschlag Ziffer 2:

Der Rat nimmt die Einwendung von Herrn Dr. Werner Peters gegen den
Entwurf der Haushaltssatzung 2013/2014 zur Kenntnis und beschliel3t, sie
zurlickzuweisen.

Abstimmungsergebnis:
Bei Stimmenthaltung der Fraktion pro Koln einstimmig zugestimmt.

Der Ausschussvorsitzende lasst Uber die Verwaltungsvorlage abstimmen.

Gesamtabstimmung:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlief3en:
Der Rat nimmt die Einwendung von Herrn Dr. Werner Peters gegen den

Entwurf der Haushaltssatzung 2013/2014 zur Kenntnis und beschliel3t, sie
zuruckzuweisen.

-10 -
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14

2.1

2.1.1

4.1

Abstimmungsergebnis:

Bei Stimmenthaltung der Fraktionen von CDU und pro Kéln einstimmig
zugestimmit.

Einwendung von Herrn Wortmann gegen den Entwurf der Haushaltssat-
zung 2013/2014
1107/2013

Beschluss:
Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlie3en:

Der Rat nimmt die Einwendung von Herrn Walter Wortmann zur Kenntnis und
beschliel3t, sie zurtickzuweisen.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig zugestimmt

Anfragen gemalR § 4 der Geschéaftsordnung des Rates und der Bezirks-
vertretungen

Mehreinnahmen durch zeithahe Rechnungsstellung durch die Feuerwehr
AN/0394/2013

Beantwortung der Anfrage der Fraktion DIE LINKE gem. § 4 der Ge-
schaftsordnung des Rates bezgl. Mehreinnahmen durch zeitnahe Rech-
nungsstellung durch die Feuerwehr

1166/2013

Der Finanzausschuss nimmt die schriftliche Beantwortung zur Kenntnis.

Neue Antrage gemal § 3 der Geschaftsordnung des Rates und der Be-
zirksvertretungen

In die Hpl.-Beratung verwiesene Antrage gemal 8§ 3 der Geschéftsord-
nung des Rates und der Bezirksvertretungen

Antrag der Fraktion DIE LINKE betreffend "Baulickenprogramm erhal-
ten”
AN/1775/2012

Ratsmitglied Frank weist daraufhin, dass dieser Antrag noch aus den Bera-
tungen des Haushalts 2012 stammt. Die Verwaltung habe dazu Stellung ge-
nommen und die Vorlage eines Konzeptes flr eine reduzierte Fortfihrung des

-11 -
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4.2

4.3

Programms angekiindigt. Da ihm dieses Konzept bislang nicht bekannt sei,
bitte er zunachst um eine Antwort der Verwaltung.

Der Ausschussvorsitzende merkt an, dass tber den auf der Tagesordnung
befindlichen Antrag abgestimmt werden musse.

Beschluss:

Das bestehende Baullickenprogramm wird fortgefiihrt. Die bisherige Anzahl
von drei Mitarbeitern bleibt erhalten.

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich gegen die Stimme der FDP-Fraktion und bei Stimmenthaltung
der Fraktion pro Kéln abgelehnt.

Antrag der FDP-Fraktion vom 16.11.2011 betr. Fihrung der Linien 106,
132 und 133 nach Teilinbetriebnahmen der Nord-Sid-Stadtbahn
AN/2056/2011

Der Ausschussvorsitzende macht deutlich, dass die Punkte 4.2, 4.3 und 5.1
im Kontext gesehen werden mussen. Da die Verwaltung eine Beantwortung
von Fragen einzelner Ratsmitglieder und eine Erganzung der Beschlussvorla-
ge zur Nord-Sud-Stadtbahn angekindigt habe, regt er an, diese Vorlage nebst
den Antragen in die Sitzung des Rates am 30.04.2013 zu verweisen.

Beschluss:
Der Antrag wird in die Sitzung des Rates am 30.04.2013 verwiesen.

Abstimmungsergebnis:
Bei Stimmenthaltung der Fraktion pro Koln einstimmig zugestimmt.

Anderungsantrag der FDP-Fraktion betr. "Kommunalaufsichtliche Bean-
standung/Ratsbeschluss 14.09.2010 "Verzicht auf die Erhebung von
StraRenbaubeitragen (Sudlicher Abschnitt SeverinstrafRe)" in der Fas-
sung des Beschlusses des Rates aus seiner Sitzung am 19.03.2013 —
TOP 16.1

AN/0289/2013

Beschluss:

Der Antrag wird in die Sitzung des Rates am 30.04.2013 verwiesen.

Abstimmungsergebnis:
Bei Stimmenthaltung der Fraktion pro Kéln einstimmig zugestimmt.

-12 -
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5.1

6.1

6.1.1

6.1.2

6.1.3

6.1.4

In die Hpl.-Beratung verwiesene Beschlussvorlagen

Vorzeitige Teilinbetriebnahme der Nord-Siud-Stadtbahn zwischen Seve-
rinstral3e und Rodenkirchen
3132/2011

Beschluss:

Die Beschlussvorlage wird in die Sitzung des Rates am 30.04.2013
verwiesen.

Abstimmungsergebnis:

Bei Stimmenthaltung der Fraktion pro Koln einstimmig zugestimmt.

Weitere Beschlussvorlagen der Verwaltung

Hpl.-Entwurf 2013/2014

Beschlussfassungen des Rates im Zusammenhang mit den Konsolidie-
rungsvorschlagen der Verwaltung

1112/2013

Anderungsantrag der CDU-Fraktion betr. Beschlussfassungen des Rates
im Zusammenhang mit den Konsolidierungs-vorschlagen der Verwal-
tung in der Sitzung des Finanzausschusses am 12.04.2013
AN/0461/2013

Gemeinsamer Anderungsantrag der Fraktionen von SPD und
Bundnis 90/ Die Grinen betr. Vorlage 1112/2013 (TOP 6.1)

- Beschlussfassungen des Rates im Zusammenhang mit den
Konsolidierungsvorschlagen der Verwaltung Hpl 2013/2014
AN/0488/2013

Stellungnahme zum Prifungsauftrag des Rates vom 20.09.2012 gemal
des Antrages der CDU-Fraktion "Weitere Konsolidierungsmal3nahmen
innerhalb der Verwaltung”

0937/2013

Gemeinsamer Anderungsantrag der Fraktionen von SPD und Biindnis
90/ Die Grunen betr. Antrag der FDP-Fraktion auf Durchfihrung einer ak-
tuellen Stunde in der Sitzung des Sportausschusses am 09.04.2013
AN/0416/2013

-13 -
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Der Ausschussvorsitzende merkt an, dass sich dieser Beschlussvorschlag
auf den ursprunglichen Haushaltsplanentwurf der Verwaltung bezieht und
deren Konsolidierungsvorschlage hierzu enthalten.

Daruiber hinaus lagen hierzu weitere Anderungsantrage vor.

Vor der weiteren Aussprache erteilt er der Verwaltung das Wort.

Bezlglich des Antrages zu 6.1.4 teilt Frau Beigeordnete Dr. Klein mit,

dass der Sportausschuss die Angelegenheit in den Finanzausschuss verwie-
sen habe, damit die Finanzierungsfrage in den Hpl-Beratungen erortert wer-
den konne.

Ziel sei es, eine Beschlussfassung im Rat zu erreichen. Parallel hierzu wirden
die bereits laufenden Gesprache zwischen der KélinBader GmbH, dem Orts-
verband Kolner Schwimmvereine und der Sportverwaltung ldsungsorientiert
fortgesetzt. Heute Morgen habe ein weiteres Gesprach zwischen allen Betei-
ligten stattgefunden, welches nach ihrer Auffassung zu einer Losung gefuhrt
habe.

Der Ausschussvorsitzende schliel3t daraus, dass der Auftrag abgearbeitet ist.

Ratsmitglied Breite entgegnet, dass nach den ihm vorliegenden Informationen
das Ergebnis nicht den Winschen des Ortsverbandes entspreche und das
Kinder- und Jugendschwimmen zu den gewtunschten Bahnzeiten ab Novem-
ber nicht mehr gesichert sei. Dennoch sei er zuversichtlich, dass bei den wei-
teren Gesprachen eine befriedigende Losung gefunden werde.

Ratsmitglied Kron stellt heraus, das die Konsolidierungsvorschlage der Ver-
waltung lediglich auf eine Reduzierung der Nutzungszeiten in den Schulferien
ausgerichtet sind. Dies bedeute nicht, dass die Bader fir Vereine geschlossen
wurden.

Der Ausschussvorsitzende regt an, das endgtiltige Ergebnis in Form einer Mit-
teilung in die Gremien einzubringen.

Aufgrund der Aussagen der Verwaltung werde die Angelegenheit seitens der
antragstellenden Fraktionen von SPD und Biindnis 90/Die Griinen als erledigt
betrachtet und der Antrag zurtickgezogen.

Nach Missfallensauf3erungen von Ratsmitglied Uckermann und einem damit
verbundenen Ordnungsruf geht der Ausschussvorsitzende zum Anderungsan-
trag der CDU-Fraktion tber und erteilt der antragstellenden Fraktion das Wort.

Ratsmitglied Klipper macht darauf aufmerksam, dass die Antrage bezlglich
der Einsparungen bei der Ubermittagsbetreuung auf unterschiedlichen Zahlen
basieren. Daher schlage er vor, hier dem weitergehenden Antrag seiner Frak-
tion zu folgen.

Der Ausschussvorsitzende stellt diesen zur Abstimmung.

-14 -
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Beschlisse:

I. Beschluss Giber den Anderungsantrag der CDU-Fraktion betr.
Beschlussfassungen des Rates im Zusammenhang mit den
Konsolidierungs-vorschlagen der Verwaltung in der Sitzung des
Finanzausschusses am 12.04.2013:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlie3en:

Der Rat der Stadt Kdln verzichtet in folgenden Punkten auf eine Beschluss-
fassung im Zusammenhang mit den Konsolidierungsvorschlagen der Verwal-
tung im Bereich des Dezernates IV — Bildung, Jugend und Sport:

Fur den Bereich UMIT und Mittagspause Plus:

Beschluss Nr. 9 Verzicht auf die MalRnahme ,Mittagspause Plus” ab
dem Schuljahr 2013/2014

(erwartete Einsparung: 2013: 560.626 € und 2014 ff.: 836.346 €)

Beschluss Nr. 12 Ubermittagsbetreuung Sek. | —
Reduzierung des Standards

(erwartete Einsparung: 2013 ff.: 530.700 €)

Fir den OGTS-Bereich:

Beschuss Nr. 10 Kirzung des freiwilligen kommunalen Anteils fur die
Offene Ganztagsschule im Primarbereich ab dem
Schuljahr 2013/2014 um 5%

(erwartete Einsparung: 2013: 399.364 € und 2014 ff.: 798.729 €

Die Verwaltung wird beauftragt, bis zur Haushaltssitzung des Rates den zu-
satzlichen Bedarf an OGTS-Platzen festzustellen und dem Rat eine Aufsto-
ckung unter Berticksichtigung der Landeszuschtisse vorzulegen.

Eine Kompensation der nicht zu realisierenden o0.g. Einsparungen erfolgt
durch den Wegfall der 6-monatigen Elternbeitragsbefreiung im Kindergarten,
die auf freiwilliger Basis in Hohe von rd. 3,6 Mio. € von der Stadt Koln geleistet
wird. Die vom Land NRW gesetzlich zugesicherte Beitragsbefreiung ab dem

3. Kindergartenjahr bleibt unveréndert erhalten.

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP sowie
Stimmenthaltung der Fraktion pro Koln abgelehnt.
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Danach geht der Ausschussvorsitzende zu dem gemeinsamen Anderungsan-
trag der Fraktionen von SPD und Bundnis 90/ Die Grinen tber und stellt die-
sen zur Abstimmung

Il. Beschluss liber den Anderungsantrag der Fraktionen von SPD
und Bundnis 90/Die Grunen:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlie3en:

Im Zusammenhang mit der Umsetzung der von der Verwaltung in den Haus-
haltsplan-Entwurf 2013/2014 bereits aufgenommenen Konsolidierungsvor-
schlage fasst der Rat mit der MaRgabe der gemeinsam von SPD und GRUNE
gestellten Anderungsantrage zum HH die in Anlage 1 (Anderung friiherer
Ratsbeschliusse) und Anlage 2 (neue Beschlussfassungen) aufgefiihrten Be-
schlusse.

Dies fiihrt zu Ablehnung bzw. Anderungen in den nachstehenden Punkten der
Anlage 1 + 2:

1.) Auflistung der vom Rat zu beschlieRenden Anderungen von fritheren Be-
schlissen (Anlage 1)

o Ziffer 1. Kélnagenda e.V. Milleniumsentwicklungsziele (43.750 € p. a.
in 2013ff)

o Ziffer 9: Verzicht auf Mittagspause Plus (2013: 560.626 € und 2014ff:
836.346 €)

o Ziffer 10: Offene Ganztagsschule im Primarbereich: Kirzung des frei-
willigen kommunalen Anteils um 5% ab dem Schuljahr 2013/2014
(2013: 301.314 € und 2014 ff.:602.629 €)

o Ziffer 11: Einstellung des Angebotes der Rathausschule (72.100 € p.
a. in 2013: 36.050 € und 2014ff: 72.100 €)

o Ziffer 12: Ubermittagsbetreuung Sek. | - Reduzierung des Standards
(530.700 € in 2013ff.)

o Ziffer 14: Einstellung der Gewahrung einer Einschulungsbeihilfe fur
Kinder von KdIn-Pass-Inhabern (163.000 € p. a. in 2013 ff.)

o Ziffer 15: Einstellung der Bezuschussung des Schilermittagessens flr
Kinder von KdlIn-Pass-Inhabern (2013: 350.000 €, ab 2014ff.: 700.000
€)

o Ziffer 16: Aufgabe der KdInTage bei den Museen der Stadt KéIn
(364.400 € p. a. im Hj. 2013ff.)
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2.) Auflistung der vom Rat zu fassenden neuen Beschlissen im
Zusammenhang mit den KonsolidierungsmaflRnahmen zum Haushalt

(Anlage 2)

o Ziffer 3: Randzeitenbetreuung in Einrichtungen mit erweiterten Off-
nungszeiten (135.000 € p. a. in 2013ff)

o Ziffer 4. Reduzierung von Zuschussen zur Férderung der Wohlfahrts-
pflege — Kinder- und Jugendarbeit (540.900 € p. a. in 2014ff.)

o Ziffer 5: Reduzierung von Zuschussen zur Forderung der Wohlfahrts-
pflege — Sozialarbeit (680.000 € p. a. in 2014ff.)

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und pro KéIn
zugestimmt.

Der Ausschussvorsitzende lasst sodann Uber die Verwaltungsvorlage in der
So geénderten Fassung abstimmen.

lll. Gesamtabstimmung:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlie3en:

Im Zusammenhang mit der Umsetzung der von der Verwaltung in den Haus-
haltsplan-Entwurf 2013/2014 bereits aufgenommenen Konsolidierungsvor-
schlage fasst der Rat mit der MaRgabe der gemeinsam von SPD und GRUNE
gestellten Anderungsantrage zum HH die in Anlage 1 (Anderung friherer
Ratsbeschliisse) und Anlage 2 (neue Beschlussfassungen) aufgefiihrten Be-
schlusse.

Dies fiihrt zu Ablehnung bzw. Anderungen in den nachstehenden Punkten der
Anlage 1 + 2:

1)) Auflistung der vom Rat zu beschlieBenden Anderungen von fritheren
Beschlussen (Anlage 1)

. Ziffer 1. Kélnagenda e.V. Milleniumsentwicklungsziele (43.750 € p. a
in 2013ff)

. Ziffer 9: Verzicht auf Mittagspause Plus (2013: 560.626 € und 2014ff:
836.346 €)

. Ziffer 10: Offene Ganztagsschule im Primarbereich: Kirzung des

freiwilligen kommunalen Anteils um 5% ab dem Schuljahr 2013/2014
(2013: 301.314 € und 2014 ff.:602.629 £€)
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. 6.2

. Ziffer 11: Einstellung des Angebotes der Rathausschule (72.100 €
p. a. in 2013: 36.050 € und 2014ff: 72.100 €)

. Ziffer 12: Ubermittagsbetreuung Sek. | - Reduzierung des Standards
(530.700 € in 2013ff.)

. Ziffer 14: Einstellung der Gewahrung einer Einschulungsbeihilfe ftr
Kinder von Kdln-Pass-Inhabern (163.000 € p. a. in 2013 ff.)

. Ziffer 15: Einstellung der Bezuschussung des Schilermittagessens
fur Kinder von KdoIn-Pass-Inhabern (2013: 350.000 €, ab 2014ff.:
700.000 €)

. Ziffer 16: Aufgabe der KdInTage bei den Museen der Stadt Kéin
(364.400 € p. a. im Hj. 2013ff.)

2) Auflistung der vom Rat zu fassenden neuen Beschlissen im
Zusammenhang mit den Konsolidierungsmafinahmen zum Haushalt
(Anlage 2)

. Ziffer 3: Randzeitenbetreuung in Einrichtungen mit erweiterten
Offnungszeiten (135.000 € p. a. in 2013ff)

. Ziffer 4: Reduzierung von Zuschussen zur Férderung der Wohlfahrts-
pflege — Kinder- und Jugendarbeit (540.900 € p. a. in 2014ff.)

. Ziffer 5: Reduzierung von Zuschussen zur Férderung der Wohlfahrts-
pflege —Sozialarbeit (680.000 € p. a. in 2014ff.)

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und pro KéIn
zugestimmt.

Personelle Ressourcen starken - Diversity-Management fur die
Stadt KéIn
1305/2013

Der Finanzausschuss nimmt die schriftliche Mitteilung der Verwaltung
zur Kenntnis.

Burgerhaushalt 2013/2014 - Umsetzung der Vorschlage

Ratsmitglied Frank macht deutlich, dass sich die Vorlagen zum Blrgerhaus-
halt sowohl auf die Voten der Birger zu den Konsolidierungsvorschlagen als
auch auf die Umsetzung der Vorschlage beziehen.

Der Burgerhaushalt beinhaltete das Kernthema wie eine Konsolidierung erfol-
gen solle und hierzu hatten die Burger Stellung bezogen. In diesem Zusam-
menhang seien aber auch Vorschlage unterbereitet worden, welche weitere
Ausgaben zur Folge hatten. Diese kdnnten darum nur zur Kenntnis genom-
men werden.
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7.1

7.2

Er beantragt demzufolge den letzten Satz des entsprechenden Beschlussvor-
schlages zu streichen, da er nicht Gegenstand des Burgerhaushaltsverfah-
rens sei.

Der Ausschussvorsitzende macht deutlich, dass sich der Antrag von Ratsmit-
glied Frank auf den Beschlussvorschlag zu TOP 7.2 bezieht.

Burgerhaushalt 2013 - Voten der Blirger zu den Konsolidierungsvor-
schlagen der Verwaltung
1072/2013

Beschluss:
Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlief3en:

Der Rat nimmt die Voten der Blrgerschaft zu den Konsolidierungsvorschlagen
der Verwaltung im Rahmen der Beratungen zum Haushaltsplan 2013/2014
zur Kenntnis.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig zugestimmit.

Burgerhaushalt 2013 - Umsetzung der Blrgervorschlage
1064/2013

Der Ausschussvorsitzende lasst tiber den Anderungsantrag von Ratsmitglied
Frank abstimmen.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig zugestimmt.

Gesamtabstimmung:
Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlief3en:
Der Rat nimmt die zehn am besten bewerteten Birgervorschlage aus dem

Birgerhaushaltverfahrens 2013 einschlief3lich der Stellungnahmen der
Verwaltung zur Kenntnis.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig zugestimmt
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8.1.1

8.1.2

8.1.3

8.1.4

8.1.5

8.1.6

Haushaltssatzung der Stadt Koln fur die Hj. 2013/2014
0984/2013

Uberprufung der stadt. Mitgliedschaften
1299/2013

Anderungsantrag der Freien Wahler KéIn betr. Anderungsantrag zum
TOP 8
AN/0480/2013

Gemeinsamer Anderungsantrag der SPD-Fraktion und Fraktion Biindnis
90/Die Griunen zu TOP 8 betr. Haushaltssatzung und Haushaltsplan der
Stadt Koln fur die Haushaltsjahre 2013/2014

AN/0998/2013

Gemeinsamer Anderungsantrag der SPD Fraktion und der Fraktion
Bundnis 90/Die Grinen zu TOP 8 betr. Haushaltssatzung und
Haushaltsplan der Stadt KéIn fir die Haushaltsjahre 2013/2014
hier Kulturférderabgabe

AN/0999/2013

Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE betr. Veranderungsnachweis
der Fraktion DIE LINKE zum Haushaltsplanentwurf 2013/14
AN/0486/2013

Weitere Beschlussvorschlage der Verwaltung fur die Hpl.-Beratungen
und Freigabeverfahren

Der Ausschussvorsitzende beginnt die Aussprache zur Haushaltssatzung und
macht deutlich, dass fur die SPD-Fraktion die Vermeidung eines Nothaushal-
tes von entscheidender Bedeutung sei. Ein Haushaltssicherungskonzept wirke
sich unmittelbar auf die Lebensqualitat der Burgerinnen und Birger einer
Stadt aus. Vieles, was auch nach den Sparvorschlagen der Verwaltung noch
an freiwilligen Leistungen angeboten werden kénne, misste dann zurtickge-
nommen oder eingestellt werden. Ein weiterer wichtiger Punkt sei, dass auch
aufgrund der Konsolidierungsvorschlage der Verwaltung drei Ziele eingehal-
ten werden mussten. So misse sozial gerecht gespart, in die Zukunftsfahig-
keit investiert und die Neuverschuldung signifikant gesenkt werden. Dieses
Vorhaben wirde mit den heute vorgelegten gemeinsamen Anderungsantra-
gen der Fraktionen von SPD und Bundnis 90/Die Grinen zum Ausdruck ge-
bracht, welche er nachfolgend néher erlautern werde.
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Bei Einbringung des Haushaltes durch die Verwaltung sei Kritik daran geau-
Bert worden, dass dieser eine strategische Konzeption im Hintergrund vermis-
sen und eine unsymmetrische Verteilung erkennen lasse. Daher hatten die
beiden antragstellenden Fraktionen, ausgehend von politischen und strategi-
schen Zielen, sowohl Umschichtungen vorgenommen als auch das Gewicht
einzelner Bereiche untereinander verschoben. Von Wichtigkeit sei hier, dass
die Bedeutung der Bereiche Bildung, Familie, soziale Balance und Infrastruk-
tur deutlicher als bisher zum Ausdruck kédme. Dies ziehe sich wie ein roter Fa-
den durch alle Anderungsvorschlage.

Die Kulturférderabgabe eroffne ferner die Moglichkeit, auch die Bereiche Kul-
tur und Wirtschaft in besonderer Weise zu starken. Diese Veréanderungen
wiirden aus Grunden der Transparenz und Ubersichtlichkeit in einem geson-
derten Antrag ausgewiesen.

Hinsichtlich der aus den gemeinsamen Anderungsantragen resultierenden po-
litischen Schwerpunkte macht er deutlich, dass trotz der prekaren Haushalts-
lage an den KoIln Tagen der Museen festgehalten werden solle. Er halte es fur
bedeutungsvoll, dass alle Kélnerinnen und Kdlner weiterhin von diesem mo-
natlichen Kulturangebot profitieren kbnnen. Auch tber die Fortfiihrung der
Tanzgastspiele seien bereits Gesprache gefuhrt worden. In diesem Zusam-
menhang begriiRe er die Uberlegungen der FDP-Fraktion. Die Entscheidung
Uber den Umfang der Veranstaltungen und deren Finanzierung sei nicht ein-
fach gewesen. Aufgrund der wenig positiven Erfahrungen in der Vergangen-
heit, werde nunmehr die Bildung eines Sonderbudgets vorgeschlagen. Da-
durch werde sichergestellt, dass die Mittel fiir die zehn Abendveranstaltungen
ausschliellich dieser Sparte zu Gute kommen.

Den Vorschlag der FDP-Fraktion hinsichtlich einer Erhéhung der Eintrittsprei-
se bei den Buhnen sehe er als positiv an, da kulturinteressierte Menschen
durchaus bereit seien, einen etwas héheren Beitrag hierfur zu leisten. Insofern
habe man den Vorschlag der FDP-Fraktion in den Begleitantrag zum Haushalt
aufgenommen. Mit diesem solle die Betriebsleitung der Bihnen beauftragt
werden, zur dauerhaften Sicherung der kiinstlerischen Qualitat eine durch-
schnittliche Erh6hung der Eintrittspreise um mindestens 2 Euro vorzunehmen.
Der Ausschussvorsitzende geht dann auf den Bereich Jugend/Soziales ein
und begrif3t, dass hier das Projekt der Sozialraumkoordination weiter fortge-
fuhrt werden solle. Es gehore zur Zukunftsfahigkeit einer Stadt sozialraumili-
che Betrachtungen und diesbezugliche Aktivitdten zu fordern. Selbstverstand-
lich gehe dies aber nicht ohne einen Eigenbeitrag, so dass zur Refinanzierung
innerhalb der Verwaltung die organisatorischen Ablaufe gestrafft werden
missten und auch Verfigungsmittel nicht mehr in alter Héhe bereitgestellt
werden konnten. Den Spitzenverbanden der freien Wohlfahrtspflege sollte
nach den Vorschlagen der Verwaltung eine sehr hohe Reduzierung der Glo-
balzuschisse auferlegt werden. Hier teilten die Fraktionen von SPD und
Bindnis 90/Die Griinen die Auffassung, dass eine Verminderung der Zu-
schusse nicht ganzlich vermieden werden kdnne. Dies habe zu einer Ableh-
nung der diesbezuglichen Vorschlage im Jugendhilfeausschuss gefiihrt. Da
die vorgeschlagene Kirzung um 75 Prozent als Uberhoht angesehen werde,
schlage der Anderungsantrag eine Kiirzung um 50 Prozent vor.

Viele Diskussionen seien auch zum Thema Ubermittagsbetreuung gefiihrt
worden. Es bestehe Einvernehmen tber die hohe Nachfrage seitens vieler El-
tern sowie deren Wunsch nach einer ausreichenden Zurverfiigungstellung von
Platzen in den verschiedensten Angebotsformen.

Dennoch erwarte er, dass sich kurz- und mittelfristig noch mehr Schulen in
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den formellen Ganztagsbetrieb begeben. Dies stelle das qualitatsméaRig beste
Angebot und fur die Kommunen die gunstigste Losung dar. Notig sei deswe-
gen eine Ubergangsstrategie nebst Uberbriickungsfinanzierung, wonach die
Ubermittagsbetreuung zunachst fortgesetzt und gleichzeitig aber alle Anstren-
gungen fir eine Teilnahme am schulischen Ganztagsbetrieb sowie der damit
verbundenen Teilhabe an einer Finanzierung durch das Land unternommen
wirden. Auch durfe nicht unerwéhnt bleiben, dass Koéln bei den Platzzahlen
im offenen Ganztag mittlerweile an seine Grenzen stof3e und dies bei einer
der hdchsten Quoten in NRW. Dies alles sei nur durch die entsprechende Be-
reitstellung der finanziellen Mittel durch den Rat und die zielgerichtete Unter-
stitzung durch die Verwaltung mdglich geworden. Da auch weiterhin eine
steigende Nachfrage zu verzeichnen sei, werde die Verwaltung in dem Ande-
rungsantrag begleitend beauftragt, fur das Schuljahr 2014/2015 weitere 1500
Platze einzurichten.

Das Thema Einschulungsbeihilfe dirfe ebenfalls nicht der Konsolidierung zum
Opfer fallen, da hiermit den Kindern beddrftiger Familien ein diskriminierungs-
freier Start ins Leben erméglicht werden kénne. Auch die von der Verwaltung
fur den Bereich interkulturelle Arbeit/Integrationspolitik vorgesehenen Kirzun-
gen mussten hinsichtlich deren H6he nochmals kritisch hinterfragt werden.
Diese Aufgabe gehore in einer pluralistischen Grol3stadt wie KdIn zu den
Kernpunkten, daher sehe der Anderungsantrag vor, die wesentlichen Kiirzun-
gen zuruckzunehmen. Dies werde aufl3erdem dadurch ermdglicht, dass kom-
munale Integrationszentren kiinftig durch das Land geférdert werden.

Ein weiteres bedeutendes Anliegen sei die fihlbare Reduzierung der Mittel-
kiirzungen um 840.000 Euro bei den Burgerzentren und Blurgerhausern.

Die in dem gemeinsamen Anderungsantrag ausgewiesenen Umschichtungen
fuhrten in 2013 zu Mehrausgaben von rd. 8,6 Mio. Euro. Diese seien zu einem
guten Teil dadurch méglich, dass die Stadt Kéln tGber wirtschaftlich sehr er-
folgreiche Beteiligungen verflige. So erfolge in diesem Jahr eine zusatzliche
Ausschuittung durch die GAG in HOhe von 5,4 Mio. Euro. Zudem werde eine
zusatzliche Ausschittung des Stadtwerkekonzerns in Hohe von jeweils 10 Mi-
0. Euro fur die Jahre 2013 und 2014 erwartet. Damit kdnnten wichtige Ent-
scheidungen fur die Stadt Kéln realisiert werden.

Alsdann werde fir 2013 eine Verbesserung in Hohe von 20 Mio. Euro aus
dem Einheitskostenabrechnungsgesetz erwartet. Hierbei handele es sich eine
Ruckerstattung des Landes aufgrund eines Klageverfahrens gegen die ehe-
malige Landesregierung wegen fehlerhafter Abrechnung der Einheitslasten
gegeniber den Kommunen. Die endgultige Hohe des Erstattungsbetrages
misse noch gesondert ermittelt werden.

Dariiber hinaus mache der gemeinsame Anderungsantrag der Fraktionen von
SPD und Bundnis 90/Die Grinen deutlich, dass neben der Verringerung oder
einer Ricknahme der Kirzungsvorschlage der Verwaltung auch ein besonde-
res Augenmerk auf Investitionen in die Zukunft gelegt werde. So solle ein Be-
trag von 13,5 Mio. Euro als Infrastrukturpaket fir Verbesserungen im offentli-
chen Raum bereitgestellt werden. Hierzu gehorten beispielsweise die Ausstat-
tung des Masterplanes fur den Zoo oder die Aufwertung des linksrheinischen
Rheinufers zwischen Hohenzollernbriicke und Bastei.

Im Jahr 2014 solle dann eine Attraktiverung von stadtischen Platzen in drei
Stadtbezirken folgen. Dies trage viel zur Lebensqualitat vor Ort bei.

Bei Betrachtung der Gesamtsalden des Veranderungsnachweises sei fur das
Jahr 2013 eine Verbesserung in Hohe von 38,5 Mio. Euro ausgewiesen.
Demgegeniber beliefen sich die Umschichtungen in 2013 auf 8,6 Mio. Euro
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sowie das zweijahrige Investitionspaket auf 13,6 Mio. Euro. Hieraus lasse sich
schlie3en, dass die einmaligen Ertrage der Beteiligungen entweder fir einma-
lige Investitionen oder den Schuldenabbau verwandt werden.

Die Einnahmen aus der Kulturférderabgabe wiirden wegen der bestehenden
rechtlichen Unsicherheiten weiterhin vorsichtig kalkuliert. Der von der Verwal-
tung veranschlagte Betrag von 7 Mio. Euro sei serios ermittelt. Abweichend
hiervon gingen die antragstellenden Fraktionen von einem Betrag in Hohe von
rd. 5 Mio. Euro aus, damit ein eventueller Sicherheitspuffer fur Unvorhergese-
henes eingerechnet werden kdnne. Neu sei die Verwendung dieser Mittel fur
die Foérderung von Projekten im Primarbereich der OGTS, der Theaterzeitung,
eine Fortschreibung der Kulturférderung sowie die Intensivierung des Stand-
ortmarketings. Nicht unerwéhnt lasse er die bereits angelaufene Instandset-
zung und den Betrieb der Kdlner Brunnen, fur die kein auskdmmlicher Etat zur
Verfigung stehe.Einen letzten wichtigen Punkt stellten die Neupflanzung von
Baumen sowie die Optimierung/Verbesserung des Toilettenangebotes dar, da
dies wesentliche Faktoren fur das Stadtklima und die Aufenthaltsqualitat sei-
en. Im Ergebnis bringe dieser Antrag das Bemihen um Investitionen in die
Zukunftsfahigkeit, um eine soziale Ausgewogenheit bei notwendigen Kirzun-
gen, eine Unterstitzung von Bildung, Kultur, Jugend, Familie und Integration
sowie der Wirtschaft nebst einem signifikanten Absenken der Neuverschul-
dung zum Ausdruck.

Uberdies respektiere er die Vorschlage der Verwaltung zur Konsolidierung
des Haushaltes. Diese seien allen Beteiligten nicht leicht gefallen und wirden
nun in einem recht bescheidenen Umfang korrigiert. Durch die Verringerung
der Neuverschuldung gelinge es, die Entnahme aus der allgemeinen Riickla-
ge unter der haushaltsrechtlich wichtigen Marke von 5 Prozent zu halten.
Abschlie3end ladt er alle Fraktionen ein, diese Veranderungen und den
Haushalt mitzutragen.

Ratsmitglied Klipper stellt bereits einleitend fest, dass die CDU-Fraktion die-
sem Haushalt und den vorgeschlagenen Anderungen nach intensiven Bera-
tungen ablehnend gegentiberstehe. Seine Fraktion sehe diesen als unehrlich
sowie perspektivios an, welcher véllig zu Lasten kommender Generationen
gehe. Gleichzeitig finde auch die Teilnahme am bisherigen Effizienzteam ihr
Ende. Der Haushalt werde als unehrlich angesehen, da die von der Verwal-
tung préasentierten Zahlen wenig glaubwirdig und standigen Korrekturen un-
terworfen seien. So seien von der Stadtkammerin im Dezember fur das Jahr
2012 Mehraufwendungen in Hohe von rd. 96 Mio. Euro avisiert worden. Damit
wurde gleichzeitig der voraussichtliche Verlust auf ca. 315 Mio. Euro beziffert.
Hiermit wurde die gesetzlich vorgesehene Grenze fiir die Entnahme aus der
Rucklage Uberschritten. Die Planung fir das Jahr 2013 enthalte ebenfalls eine
Entnahme von mehr als 5 Prozent. Dies fuhre nach seiner Auffassung zu ei-
nem abgleiten in ein Haushaltssicherungskonzept. Nach den nunmehrigen Er-
lAuterungen zum Veranderungsnachweis 1 sei davon auszugehen, dass nach
dem Ergebnis der Jahresrechnung 2012 die Enthahme aus der Ricklage nun
doch nicht mehr Uber dieser Grenze liegen werde. Vor dem Hintergrund, dass
seit dem Jahr 2008 und der Umstellung auf NKF kein festgestellter Jahresab-
schluss vorliege, halte er die von der Verwaltung vorgelegten Zahlen fir unse-
rios. Zwar bestehe die Moglichkeit die Abschlisse von 2008 bis zum Jahr
2011 nachzuholen, dies @ndere jedoch nichts an der Tatsache, dass heute
Uber einen Haushalt fur zwei Jahre entschieden werden solle, welcher auf un-
klaren Zahlen basiere.
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In diesem Zusammenhang bemangelt er ausdriicklich die fehlende Informati-
on seitens der Verwaltung Uber das geanderte Verfahren bei Erstellung der
Jahresabschliisse mittels einer entsprechenden Mitteilung an den Finanzaus-
schuss. All dies resultiere aus dem noch nicht fertig gestellten Jahresab-
schluss fuir 2008 nebst Folgejahren und dem Tatigwerden des Landesinnen-
ministeriums gegenuber der Bezirksregierung im Dezember 2012. Er stimme
mit der Auffassung des Landes Uberein, dass ein Fehlen festgestellter Jah-
resabschlisse einen Verstol3 gegen die Haushaltsfihrung darstelle. Zusam-
menfassend mangele es an unverzichtbaren Daten Uber den aktuellen Stand
des Vermdgens und der Schulden.

Zudem verfuige er bislang Uber keinerlei Informationen zu dem voraussichtli-
chen Ergebnis der ausstehenden Abschliisse, so dass die aktuellen Zahlen
bei abschlieRender Betrachtung wenig glaubwirdig seien.

Der Haushalt lasse ferner eine Perspektivlosigkeit erkennen. So habe der O-
berbirgermeister bei der Einbringung des Haushaltes im Rat erklart, die Ent-
nahme aus der Ricklage wirde in dem genannten Planungszeitraum bis
2017 die Marke von 4,5 Prozent nicht Gberschreiten. Nunmehr lagen neue
Zahlen der Stadtkdmmerin vor, wonach die Entnahme in zwei Jahren 5 Pro-
zent Uberschreite. Eine derartige Haushaltsfihrung sei nicht auf das Wohl der
Stadt ausgerichtet. Die Verwaltung habe zwar begonnen kleinere Sparvor-
schlage zu unterbreiten, welche sich hinsichtlich der Fehlbetrage als vollkom-
men unzureichend herausgestellt hatten. Bis heute warte seine Fraktion auf
eine Stellungnahme zu den von ihr im Jahr 2012 vorgeschlagenen Einspar-
maoglichkeiten.

Ohne strukturelle Anderungen in der Aufgabenerledigung, bei der Festlegung
von Standards, im Bereich des Personals und der Zugrundlegung geanderter
Malfl3stabe lasse sich keine Sanierung des Haushaltes erreichen.

Zudem lasse sich eine Abnahme des prognostizierten Steueraufkommens und
des Wirtschaftswachstums erkennen. Damit bleibe letztlich offen, welche Ein-
nahmen zur Haushaltskonsolidierung beitrtigen.

Fur problematisch halte er auRerdem die Verlagerung der Lasten auf kom-
mende Generationen. So belaufe sich der Vermdgensverzehr fiur die Zeit von
2010 bis 2017 auf einen Betrag in Hohe von mehr als 2 Mrd. Euro. Die zu-
kunftigen Aufgaben der Stadt konnten Gber einen solchen Weg nicht bewaltigt
werden.

Zum Ende seiner Ausfuhrungen geht Ratsmitglied Klipper auf die Grinde fur
die fehlende Mitarbeit im Effizienzteam ein. Diese Mithilfe halte er nur dann fur
sinnvoll, wenn die Finanzen der Stadt Kéln auf einer breiten Basis in Ordnung
gebracht werden kdnnen. Dies sei in dem bisherigen Team nicht gelungen.
Bereits im November 2012 habe die Verwaltung einen Katalog mit Losungs-
und Analysevorschlagen fir bestimmte Bereiche erhalten, ohne dass hierauf
eine Antwort erfolgt sei. Aul3er kleineren Punkten (z.B. bei den Museen) seien
keinerlei wesentliche Themen zur strukturellen Verbesserung, wie Standard-
reduzierungen oder Personalabbau erértert worden. Sofern es gelinge, hier
einen eindeutigen Richtungswechsel vorzunehmen und die Verwaltung von
maoglicherweise auch unkonventionellen und nachhaltigen Mal3nahmen des
Sparens oder des Schuldenabbaus zu Uiberzeugen, werde seine Fraktion wie-
der fur eine Mitarbeit zur Verfiigung stehen.

Unter Bezug auf die Bemerkungen des Ausschussvorsitzenden zu dem Be-
reich ,,Offene Ganztagsschulen“ verweist er auf den zu TOP 6.1 vorliegenden
Anderungsantrag der CDU-Fraktion. Inzwischen habe sich herausgestellt,
dass die in der Vergangenheit vorgenommene Aufstockung der Platze auf
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24000 bei weitem nicht ausreiche, um dem Standard in Kéln gerecht zu wer-
den. Hier vermisse er aber auch einen Hinweis der Verwaltung auf einen sich
abzeichnenden zuséatzlichen Bedarf. Diese Information, nebst einem rechtzei-
tigen Antrag auf Bereitstellung zusatzlicher Mittel, seien unterblieben.

Um dem sozialen Zweck und der Unterstlitzung von Familien dennoch Rech-
nung zu tragen, mussten die in diesem Bereich vorgesehenen Kirzungen zu-
rickgenommen werden. Die hierfur erforderliche Kompensation der Mehraus-
gabe in diesem Bereich kdnne durch einen Fortfall der freiwilligen Elternbei-
tragsbefreiung im Kindergarten erfolgen. Obwohl seine Fraktion grundsatzlich
fur eine Beitragsfreiheit mit einer Landesfinanzierung einstehe, halte er diese
Gegenfinanzierung in dieser Situation fur vertretbar. Insofern bitte er die tbri-
gen Fraktionen, diesen Antrag zu befirworten.

Was die restlichen Punkte der Anderungsantrage zum Haushalt betreffe, so
halte er eine zusatzliche Ausschittung des Stadtwerkekonzerns hinsichtlich
der dort kiinftig anstehenden Investitionen und einer verscharften Konkur-
renzsituation fur sehr bedenklich. Hiermit werde erneut zum Ausdruck ge-
bracht, dass die rot-griine Koalition nicht in der Lage sei, einschneidende
Maflinahmen zur Zukunftsfahigkeit des stadtischen Haushaltes vorzunehmen.
Seine Fraktion kdnne einen derartigen Haushalt mit Auswirkungen fur die
nachsten Generationen nicht mittragen.

Ratsmitglied Frank zeigt sich erstaunt, dass die zweitstarkste Fraktion im Rat
der Stadt Koln erstmalig in die Beratungen zur Haushaltssatzung und Haus-
haltsplan ohne relevante eigene Vorschlage eintrete. Hierbei miisse er den
Vorschlag fur den Bereich der offenen Ganztagsschulen ausklammern, wel-
cher bereits Ubernommen wurde. Der Beitrag von Ratsmitglied Klipper sei als
eine Mixtur aus Verweigerungshaltung, Ratlosigkeit und fehlender politischer
Handlungsfahigkeit der Opposition anzusehen. Hier vermisse er jeglichen
Versuch, sich in die konstruktive und politische Arbeit einzubringen. Dieser
Prozess finde nicht mehr statt. Wer sich die vorgetragenen Thesen vor Augen
fuhre, musse feststellen, dass bestimmte Dinge nicht zur Kenntnis genommen
wurden. Dies betreffe etwa die Bearbeitung der Jahresabschlisse, worliber im
Rechnungsprifungsausschuss mehrfach berichtet worden sei und die sich in
der Phase der abschlielienden Bearbeitung befanden. Der Jahresabschluss
2011 beinhalte zudem eine Korrektur der Eréffnungsbilanz.

Den Vorwurf bezuglich fehlender sowie einschneidender Malinahmen zur
Konsolidierung der stadtischen Finanzen kénne er nicht teilen. So entspreche
es nicht der Realitat, den Haushalt einer Grof3stadt wie Kéln mit einem grof3en
Befreiungsschlag reparieren zu konnen. Hinzukomme, dass keine Vorschlage
in diese Richtung seitens der CDU-Fraktion vorlagen. Da die derzeit vorlie-
genden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht nur Kéln betrafen, stelle
die Politik der Konsolidierung einen miihsamen Weg dar und setze intensive
Kleinarbeit voraus. Dieser Mihe hatten sich die Fraktionen von SPD und
Bindnis 90/Die Griinen unterzogen, welche sich in den Inhalten der gemein-
samen Anderungsantrage wiederfande. Bereits bei den Beratungen zum
Haushalt 2012 habe er perspektivisch darauf hingewiesen, dass es bei der
Vorbereitung des kommenden Haushaltes um den Weg zu einer wirksamen
und nachhaltigen Haushaltssanierung gehe. Genau diese Ziele wurden wei-
terverfolgt und manifestierten sich in den hier vorliegenden Vorschlagen, nam-
lich den Konsolidierungskurs fortzusetzen und die Verwaltung darin zu unter-
stutzen bzw. konstruktiv zu kritisieren.
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Der Umstand, dass die einmaligen Ausschittungen von Beteiligungsgesell-
schaften nicht fir konsumtive Ausgaben verwendet wirden, stelle einen Aus-
druck fur wirtschaftliche Nachhaltigkeit dar. Folgerichtig dienten auch die jetzi-
gen Vorschlage dazu, keine Strukturen zu zerschlagen sondern die Hand-
lungsfahigkeit der gesellschaftlichen Akteure zu erhalten. Dies sei von beson-
derem Belang bei den Themen Integration und Migration, da sich eine - auch
durch Zuwanderung - wachsende Stadt dieser Aufgabe stellen und tber die
hierfiir nétigen Ressourcen verfigen muisse.

Hinsichtlich der in allen Aufgabenbereichen zu erbringenden Konsolidierungs-
beitrage, sei besonderes Augenmerk darauf gerichtet worden, die Schwer-
punkte im Sektor Schule/Bildung, Jugend, Soziales oder Kultur zu erhalten.
Des Weiteren solle die Verwaltung beauftragt werden, bei den Biihnen der
Stadt KdIn die Gestaltung der Eintrittspreise zu prifen und unter Anwendung
eines Mindestdurchschnittes angemessen zu erhéhen.

In diesem Kontext mussten auch Vorschlage zur Kostenreduzierung erfolgen,
denn nur bei Erzielung von Mehrerlésen und verantwortlicher Mittelverwen-
dung bestehe flr die Betriebsleitung die Moglichkeit, die wirtschaftliche Situa-
tion der Buhnen abzufedern.

Ferner sei fur die gesamte Stadt von Bedeutung, dass sie weiterhin ein le-
benswertes Gefuhl vermittelt und die Direktive fir das bereits erwéhnte Infra-
strukturmaflinahmenpaket fir Mobilitat und Stadtgestaltung.

Die Analyse der sich durch den Veranderungsnachweis 1 ergebenden Situati-
on zeige, dass die Inanspruchnahme der allgemeinen Ricklage in 2013 mit
5,51 Prozent keinen erfreulichen Umstand darstelle. Daher sei es besonders
wichtig, diese durch einen grof3en Konsolidierungsschritt deutlich auf unter

5 Prozent zu reduzieren. Dieser signalisiere auch der Kommunalaufsicht,

wie verantwortlich die Mehrheit im Stadtrat mit der Haushaltswirtschaft umge-
he und wie sie sich auf die Zukunft einstelle.

Insofern sei er der Auffassung, dass hier ein Anderungspaket fiir den Haus-
halt prasentiert werde, welches die Voraussetzungen fur die weitere Hand-
lungsfahigkeit schaffe. Dies gelte auch fir den Einsatz der verminderten Er-
trage aus der Kulturforderabgabe. Trotz aller an dem Anderungsantrag ge&u-
Berten Kritik, sollten diese Fakten hinreichend gewurdigt werden.

Ratsmitglied Breite erinnert nochmals an die dramatische Haushaltssituation
der Stadt Koln mit einem Defizit in Hohe von tber 300 Mio. Euro. Nunmehr
liege ein gemeinsamer Anderungsantrag der Fraktionen von SPD und Biind-
nis 90/Die Grunen vor, welcher die von der Verwaltung vorgeschlagenen Ein-
sparungen teilweise wieder zuricknehme. Bislang kdnne er die gesamte Ar-
chitektur des Haushaltes als nicht bestandig ansehen. So solle dessen Aus-
gleich bis zum Jahr 2022 dadurch erreicht werden, dass trotz einer Steigerung
der Ausgaben gleichzeitig erh6hte Einnahmen zu deren Deckung eingeplant
werden. Mégliche Einsparmal3nahmen wirden demnach ganzlich entfallen.
Auch aus dem bereits erwahnten Anderungsantrag sei ersichtlich, dass die
Kraft zum Sparen fehle, da dieser ebenfalls konkrete Einsparvorschlage ver-
missen lasse. Stattdessen werde der Versuch unternommen Uber eine Steige-
rung der Einnahmen den Ausgleich zu erreichen. Die in dem Anderungsantrag
enthaltenen Sonderausschuttungen wirden auf Initiative der rot-grinen
Ratsmehrheit zur Konsolidierung des Haushaltes vorgenommen. Dartber hin-
aus gebe es keine tragfahigen Zahlen, welche eine Gewahr daftir bieten kénn-
ten, dass der vorgelegte Haushalt dauerhaft ausgelegt sei.

Dies gelte auch fir die weiteren Einnahmen aus der Kulturférderabgabe, wel-
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che mit rechtlichen Unwagbarkeiten behaftet seien. Insofern sei eine weitere
Erhohung des Haushaltsfehlbetrages nicht auszuschlie3en. Das Vorhaben die
Einnahmesteigerungen fir investive Zwecke zu verwenden, sei positiv zu wer-
ten. Gleichzeitig lasse der Antrag erkennen, dass hiermit eine politische Zu-
sage der Fraktion Biindnis 90/Die Grinen gebrochen werde, nach der die
Rucknahme von Konsolidierungsvorschlagen der Verwaltung ausschlief3lich
durch Einsparungen an anderer Stelle kompensiert werden mussen. In die-
sem Zusammenhang misse er auch kritisieren, dass seitens der Stadtkam-
merin keine Mitteilung an die Fraktionen beziglich einer mdglichen Rucker-
stattung des Landes aus dem Einheitskostenabrechnungsgesetz erfolgt sei
und dies nunmehr als Einnahmeverbesserung in dem gemeinsamen Ande-
rungsantrag eingerechnet werde. Fur seine Fraktion gebe es daher nur eine
Folgerung, welche zu einer Ablehnung des Haushaltes und der Anderungsan-
trage fuhre.

Ratsmitglied Uckermann schlief3t sich den Ausfuhrungen der Ratsmitglieder
Klipper und Breite an. Angesichts des erneuten Haushaltsdefizites werde die
tatsachliche Situation der stadtischen Finanzen auch weiterhin verschleiert.
Dies gelte auch fir die teilweise sehr phantasievolle Verteilung der Mittel im
Jugend- oder Kulturbereich. Hier greife er die Ausfiihrungen des Ausschuss-
vorsitzenden zur FortfiUhrung der Tanzgastspiele und die geédnderte Mittelver-
teilung auf. Dabei werde verschwiegen, dass die Infrastruktur und Betriebs-
kosten von den Blhnen bereitgestellt bzw. getragen werden. Das Belassen
der Einnahmen bei der Tanzgruppe habe daher mit der Wirklichkeit nichts zu
tun. Hinsichtlich der vorgesehenen Mehreinnahme durch eine Sonderschiit-
tung der stadtischen Wohnungsbaugesellschaft miisse er mit Verwunderung
feststellen, dass hier auf die Mittel einer Gesellschaft zurtickgegriffen werden
solle, welche flur den sozial geférderten Wohnungsbau gegrindet wurde und
vielen Menschen preiswerten Wohnraum zur Verfiigung stelle. Durch diese
Kapitalentnahme werde das Wohnen bei der GAG verteuert, welches letztlich
zu Lasten der Mieter gehe. Die zusatzliche Ausschittung des Stadtwerkekon-
zerns beruhe letztlich auf den Mehreinnahmen bei der Stromversorgung, wel-
ches sich wiederum in den Preisen niederschlage. Bereits heute gebe es viele
Haushalte in KolIn, die die Energiekosten nicht mehr tragen kdnnten.

Im Ergebnis missten damit die Burger fur finanzielle Versaumnisse der Stadt
einstehen.

Ratsmitglied Ludwig verdeutlicht, dass die bisherigen Beratungen zum Haus-
halt zu einer wesentlichen Erkenntnis gefihrt haben. So habe es sich gelohnt,
sich den sozialen und kulturellen Kiirzungsvorschlagen zu widersetzen. Nun-
mehr solle einiges zuriickgenommen werden. Dies ergebe sich sowohl aus
dem Vorschlag der Verwaltung zu den Birgerzentren als auch aus dem ge-
meinsamen Anderungsantrag der Fraktionen von SPD und Biindnis 90/Die
Griunen bezuglich der Mittagspause plus, den interkulturellen Zentren oder
den Koéln Tagen bei den Museen. All dies sei nicht unbedingt aufgrund gean-
derter Erkenntnisse, sondern auch durch den vermehrten Widerstand der
Menschen in dieser Stadt erfolgt. Fir dieses Engagement bedanke er sich
ausdrucklich. Leider andere dies nichts am Kernproblem des Haushalts. Der
vorliegende Anderungsantrag fiihre dennoch zu massiven sozialen Einschnit-
ten. Problematisch sei die Unterfinanzierung der sozial-kulturellen Einrichtun-
gen sowie der stadtischen und freien Trager. Hierbei handele es sich um ein
Produkt der letzten 20 Jahre. Mit diesem Haushalt gelinge es erneut, einem
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Haushaltssicherungskonzept haarscharf zu entkommen. Insofern fiihre dies
nicht zu einer Stabilisierung der Situation in den Jahren 2013 bis 2022. Fir ei-
ne tatsachliche Konsolidierung bedurfe es einer verbesserten Finanzausstat-
tung der Kommunen. Durch Sparen und Kirzen lief3e sich dies nicht bewerk-
stelligen. Insofern sei es kein Zufall, dass seitens der CDU-Fraktion keine Ein-
sparvorschlage unterbreitet wurden, da dies unmaglich sei. Seine Fraktion
habe eine Reihe von Vorschlagen zur Umverteilung der Mittel und damit zur
Verbesserung der Kommunalfinanzen unterbreitet. Auch in ihrem heutigen
Anderungsantrag zum stadtischen Haushalt unterbreite seine Fraktion einen
praktikablen Vorschlag, mit dem auf die Kirzungen verzichtet werden kénne.
Hierzu bedurfe es unter anderem einer bescheidenen Erhéhung der Gewer-
besteuer. Das Resultat bestehe aus einem Verzicht auf Sozialkiirzungen mit
finanzpolitisch kleinen Auswirkungen und erheblichen positiven Wirkungen auf
die Arbeit von freien Tragern und Einrichtungen.

Hinsichtlich der Bewertung der Haushaltsdaten muisse er sich den Anmerkun-
gen von Ratsmitglied Klipper anschliel3en. Dieser enthalte viele Unwéagbarkei-
ten, welche dazu fuhren kdnnten, weitere Kirzungen vorzunehmen oder in die
Haushaltssicherung abzugleiten. Hier bediirfe es eines Gegenkurses mit dem
Ziel einer verbesserten kommunalen Finanzausstattung. Die zuséatzlichen
Ausschittungen der Gesellschaften brachten zwar neue Einnahmen, dennoch
sei das dringende Erfordernis nach einer Starkung des sozialen Wohnungs-
baus allgemein bekannt, um den Bedarf an zusatzlichem giinstigem Wohn-
raum zu decken. Dieser werde von privaten Investoren wegen der fehlenden
Renditen nicht bereitgestellt. Folgerichtig missten die von den Gesellschaften
erwirtschafteten Mittel auch wieder in den Wohnungsbau flieRen. Ahnliches
gelte fur den Stadtwerkekonzern, der die Preise fur Energie immer wieder an-
hebe. Damit werde einem massiven Anstieg der Nebenkosten die Basis berei-
tet.

Vor diesem Hintergrund miisse er feststellen, dass der Anderungsantrag der
Mehrheitsfraktionen zu keiner grundlegenden Korrektur des von der Verwal-
tung eingebrachten Haushaltsplanentwurfes fuhre. Insofern werde seine Frak-
tion beide Vorschlage ablehnen.

Ratsmitglied Hoffmann zeigt sich enttauscht, dass bisher in keiner Weise auf
den Burgerhaushalt Bezug genommen wurde. Er erinnert an die urspriingliche
Absicht diesen voranzutreiben und den Birger bei den Entscheidungen mit-
zunehmen. Dies werde dessen Bedeutung in einer Stadt wie Kéln nicht ge-
recht. Insofern ziele sein Anderungsantrag nochmals auf eine Fortschreibung
dieses zentralen Instrumentes ab. In der bisherigen Rickschau kénne er sich
des Eindruckes nicht erwehren, dass eine zweimalige Uberschreitung der
Entnahme aus der Ricklage oberhalb der gesetzlichen Marke unter allen Um-
standen vermieden werden solle. Insofern hatten ihn auch die Zahlen zum
Jahresabschluss 2012 und eine Aussage darlber interessiert, ob der vorge-
sehene Betrag fir die Rucklagenentnahme in Héhe von 3,7 Prozent eingehal-
ten werden konnte. Nach seinen Informationen liege dieser Betrag knapp un-
ter 5 Prozent. Hierzu bitte er um eine transparentere Information der Verwal-
tung. Dies gelte auch fiir den Ubertrag in das Jahr 2013 oder den Konsequen-
zen aus einer nachtraglichen Uberschreitung der Riicklagenentnahme in
2012.

Bei Betrachtung des nun vorliegenden Haushaltsentwurfes musse er feststel-
len, dass die Entnahmen aus der Ricklage stetig ansteigen und damit die
Verschuldung weiter vorangetrieben werde. Der Veradnderungsnachweis Nr. 5
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habe beziglich der Kernthemen urspriinglich einen sehr guten Ansatz verfolgt
und den Hinweis enthalten, ein Konzept zur Restrukturierung der Aufgabenpa-
lette nach der Sommerpause 2012 zu erstellen. Dies liege noch nicht vor.
Bezlglich des Haushaltes vermisse er neben den Zahlen aus der Steuer-
schatzung auch den Einfluss von regionalen Daten aus den Gewerbebetrie-
ben. Das hier unterstellte stetige Wirtschaftswachstum und ein Bestand der
Niedrigzinsphase kdnnten wohl nicht erwartet werden. Allein die Abnahme der
allgemeinen Rucklage in den nachsten Jahren um etwa 1 Mrd. Euro gehe zu
Lasten der kommenden Generation. Um hier gegen zu steuern, misse Uber
einige Entscheidungsvorschlage diskutiert werden. Der Anderungsantrag der
Freien Wahler Kéln schlage unter anderem vor, sich seitens der Stadt KoIn
einem freiwilligen Konzept zur Konsolidierung des Haushaltes zu unterwerfen
oder die freiwilligen Leistungen auf den Prifstand zu stellen. Konsens bestehe
darin, die Bereiche Bildung und Jugend hiervon auszunehmen. Zudem bedur-
fe es eines sofortigen Einstellungsstopps und einer Uberpriifung aller internen
Tatigkeitsfelder. Auch der Verzicht auf grol3e Investitionsvorhaben oder der
Verkauf stadtischer Beteiligungen setze deutliche Akzente. Hiermit wirden
gute Voraussetzungen fur ein sozial gerechtes und zukunftsfahiges Handeln
geschaffen. Dies musse einhergehen mit einer Reduzierung der Neuverschul-
dung und sinnvollen Investitionen im Museums- oder Schulbereich, wo ein
grol3er Nachholbedarf bestehe.

Der Ausschussvorsitzende beendet die erste Aussprache zum Haushalt.
Ratsmitglied Klipper kommt nochmals auf die Anmerkung von Ratsmitglied
Frank hinsichtlich des fehlenden Anderungsantrages der CDU-Fraktion zu-
rick. Er halt dagegen, dass seine Fraktion im Zusammenhang mit dem Haus-
halt 2012 einige Vorschlage unterbreitet habe, welche in die Verwaltung ver-
wiesen wurden. Obwohl bislang eine Antwort der Verwaltung ausstehe, habe
sich an deren Bestand und inhaltlichen Ausrichtung nichts geédndert. Folge-
richtig wiirden diese nicht erneut vorgebracht. Zudem habe seine Fraktion in
2012 keine Vorschlage mit Mehrausgaben unterbreitet, diese seien vielmehr
auf Reduzierungen ausgerichtet gewesen. Ergédnzend habe man auf kinftige
Risiken in den Jahren 2017 bis 2019 sowie bei der Personalkostenentwick-
lung hingewiesen.

Stadtdirektor Kahlen macht darauf aufmerksam, dass der Personalaufwand
auf Basis des Veranderungsnachweises Nr. 1 unter der wichtigen Grol3e des
25 prozentigen Anteils am Gesamthaushalt gehalten werde. Auch im Pla-
nungszeitraum bis zum Jahr 2017 werde diese Grenze nicht Gberschritten. In-
sofern zeige sich, dass der Aufwand fiir das Personal nicht ausufere sondern
reduziert werde.

Ratsmitglied Frank stimmt Ratsmitglied Klipper zu, dass sich der Haushalt auf
problematischem Unterbau bewege. Hierbei diirfe aber nicht aul3er Acht ge-
lassen werden, dass die Einflussmaoglichkeiten einer Kommune auf3erst be-
grenzt seien und viele externe Effekte eine Rolle spielten. Dies beinhalte nicht
nur die wirtschaftliche Lage der Bundesrepublik, sondern auch andere Fakto-
ren aus Bund und Land. Daher halte er eine Konsolidierung aus eigener Kraft
fur vollkommen illusorisch. Bezlglich der Vorschlage durch die CDU-Fraktion
lagen bereits einzelne Stellungnahmen der Verwaltung vor. Die Bewertungen
hierzu hatten neben positiven Ergebnissen aber auch ergeben, dass diese
teilweise nicht praktikabel seien.
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Ratsmitglied Moring begruf3t diese Relativierung. Die Berechnungen der Ver-
waltung zur Hohe des Personalaufwandes basierten auf einem Haushalts-
planentwurf, welcher eine Entnahme aus der Rucklage mit mehr als 300 Mio.
Euro vorsehe. Insofern kénne er die Mitteilung des Stadtdirektors weder als
Erfolg noch als vorteilhafte Absenkung ansehen, da auch ein Personalkosten-
anteil von rd. 25 Prozent in die Rucklagenentnahme eingerechnet werde.
Rechnerisch handele es sich um einen nicht eingesparten Betrag von etwa
750.000 £.

Der Ausschussvorsitzende schlagt vor nunmehr in das Abstimmungsverfahren
Uber die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan einzutreten und erinnert
daran, dass zu dem Beschlussvorschlag der Verwaltung weitere Anderungs-
antrage vorliegen. Hinzu komme die unter Tagesordnungspunkt 8.1.1. aufge-
fuhrte Mitteilung, welche nicht der Beschlussfassung unterliege.

Ratsmitglied Frank bittet, die erwahnte Mitteilung zu 8.1.1 in der nachsten Sit-
zung des Finanzausschusses erneut auf die Tagesordnung zu nehmen, da
sie den Ausschussmitgliedern als Tischvorlage vorgelegt wurde und noch
nicht ausgewertet werden konnte.

Der Ausschussvorsitzende schlagt vor, die Mitteilung zun&chst zur Kenntnis
zu nehmen und eventuelle Rickfragen in der kommenden Sitzung vorzuneh-
men.

Daraufhin nimmt der Finanzausschuss die Mitteilung zur Kenntnis.

Stadtkdmmerin Klug weist darauf hin, dass sich in der Vorlage der Verwaltung
auf Seite 2 ein Vorzeichenfehler eingeschlichen hat, der aber nicht in die Be-
rechnung eingegangen sei. Auf Seite 2 unter Il in der Spalte fur das Haus-
haltsjahr 2016 musse es unter Veranderungen minus 19,5 Mio. € heil3en.

Zunachst lasst der Ausschussvorsitzende tiber den gemeinsamen Ande-
rungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Buindnis 90/Die Grinen betr.
Haushaltssatzung und Haushaltsplan der Stadt Koln fiir die Haushaltsjahre
2013/2014 abstimmen.

Beschlisse:

l. Beschluss tiber den gemeinsamen Anderungsantrag der
Fraktionen von SPD und Bundnis 90/Die Griinen betr.
Haushaltssatzung und Haushaltsplan der Stadt Kdln far die
Haushaltsjahre 2013/2014

Beschluss:

Der Finanzausschuss beschlief3t den gemeinsamen Anderungsantrag der
Fraktionen von SPD und Bundnis 90/Die Griinen betr. Haushaltssatzung und
Haushaltsplan der Stadt Koéln fir die Haushaltsjahre 2013/2014".

Abstimmungsergebnis:
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Mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und pro KéIn
zugestimmit.

I. Beschluss tiber den gemeinsamen Anderungsantrag der
Fraktionen von SPD und Bundnis 90/Die Grinen betr.
Haushaltsjahr 2013/2014,
hier Kulturférderabgabe

Beschluss:
Der Finanzausschuss beschlieRt den gemeinsamen Anderungsantrag der

Fraktionen von SPD und Bundnis 90/Die Grinen betr. Haushaltsjahr
2013/2014, hier Kulturférderabgabe.

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und pro KéIn
zugestimmt.

Il. Beschluss tiber den Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
betr. Veranderungsnachweis der Fraktion DIE LINKE zum
Haushaltsplanentwurf 2013/14

Beschluss:

Der Finanzausschuss lehnt den Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE ab.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig zugestimmt.

-31-



Niederschrift Uber die Sondersitzung des Finanzausschusses (Hpl.-Sitzung) am 12.04.2013

V. Beschluss tiber den Anderungsantrag der Freien Wéahler Kéln
betr. Anderungsantrag zum TOP 8

Beschluss:

Der Finanzausschuss lehnt den Anderungsantrag der Freien Wéhler Koln ab.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig zugestimmit.

Gesamtabstimmung:
Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschlie3en:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat den Beschluss der Haushaltssat-
zung 2013/2014 gem. dem durch die Veranderungsnachweise 1 und 2 fortge-
schriebenen Entwurf der Verwaltung unter Berlcksichtigung der vom Finanz-
ausschuss befuirworteten Anderungen.

DarlUber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss dem Rat die Annahme folgen-
den Beschlussvorschlages:

2unterjahrig auftretende Verbesserungen dirfen grundsatzlich nicht zur Fi-
nanzierung neuer Daueraufgaben eingesetzt werden. Sie sind — sofern sie
nicht zur Deckung von Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen nach §
82 GO dienen — zur Reduzierung der Inanspruchnahme der allgemeinen
Rucklage, zum Schuldenabbau oder zur Substanzerhaltung zu verwenden.

Ausfallende Bundes- und/oder Landesmittel werden in Anbetracht der Haus-
haltssituation grundsatzlich nicht durch die Bereitstellung von stadt. Mitteln
ausgeglichen, da sich hierdurch die Sanierungsbedarfe flr den Haushalt er-
héhen wirden.”

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und pro Kdln
zugestimmit.

Zum Abschluss des Tagesordnungspunktes bittet Frau Stadtkdmmerin Klug
noch tber die weiteren Beschlussvorschlage der Verwaltung fur die Hpl.-
Beratungen abzustimmen.

Ratsmitglied Uckermann beantragt, diese begleitenden Ergadnzungsbeschlis-
se in den Rat zu verweisen.

Der Ausschussvorsitzende weist darauf hin, dass die Zustandigkeit fir diese
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Beschlussfassung dem Finanzausschuss obliegt.

Beschluss:

Der Finanzausschuss lehnt den Verweisungsantrag von Ratsmitglied Ucker-
mann ab.

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich gegen die Stimme der Fraktion pro Kéln zugestimmt.

Beschluss Uber die Verwaltungsvorlage:

Der Finanzausschuss fasst nachfolgend zum Haushalt 2013/2014 die folgen-
den Beschlisse:

o Anderungsvorschlage der Bezirksvertretungen
Der Finanzausschuss lehnt die im Rahmen des Anhérungsverfahrens
gem. § 37 Abs. 4 GO NRW vorgebrachten Anderungsvorschlage der
Bezirksvertretungen, soweit sie nicht in die Veranderungsnachweise u-
bernommen wurden, unter Beruicksichtigung der im Finanzausschuss
beschlossenen Anderungen ab.

o Formale Anderungen
Der Finanzausschuss ermachtigt die Verwaltung, die beschlossenen An-
derungen der Fraktionen zum Hpl.-Entwurf 2013/2014 in formaler Hin-
sicht zu korrigieren, sofern dies aus haushaltsrechtlichen Grinden erfor-
derlich sein sollte (z.B. Teilplanzuordnung, falsche Teilplanzeile)

o Freigabeverfahren
Der Finanzausschuss ist damit einverstanden, dass die ,Zustandigkeits-

regelung bei Freigaben von investiven Auszahlungen* fir 2013/2014 un-
ter Einbeziehung der nach-stehenden Anpassung weiter gilt (s. Anlage)

Abstimmungsergebnis:
Mehrheitlich gegen die Stimme der Fraktion pro Kéln zugestimmit.

Anmerkung:
Der Text der Zustandigkeitsregelung ist der Niederschrift als Anlage beigeftigt.

(vgl. Anlage 1.)
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9.1

9.11

Stellenplane

Stellenplan fir die Jahre 2013/2014

0884/2013

Gemeinsamer Anderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion
Bundnis 90/Die Grunen betr. Stellenplan der Stadt K6In fir die Jahre

2013/2014
AN/0491/2013

Der Ausschussvorsitzende weist darauf hin, dass hierzu ein Anderungsantrag

der Fraktionen von SPD und Bundnis 90/Die Grinen vorliegt.
Da keine Aussprache gewulnscht wird, lasst er zunachst tber diesen Antrag

abstimmen.

Beschlisse:

l. Beschluss tiber den gemeinsamen Anderungsantrag der
Fraktionen von SPD und Bundnis 90/Die Grinen betr.
Stellenplan der Stadt Koln fur die Jahre 2013/2014

Beschluss:

Der Finanzausschuss beschliel3t den Stellenplan 2013/2014 in der vorliegen-
den Fassung als Anlage zum Haushaltsplan 2013/2014 mit folgenden Ergan-
zungen bzw. Anderungen:

02 0301 50 Schulsekretare/- Der Rat erwartet eine Mit-
sekretarinnen teilung im Fachausschuss
und AVR lber die Zuwei-
sungskriterien an den
Schulen.
12 0104 35,5 IT-Bedarf Freigabe auf Basis einer

Verwaltungsvorlage mit
Darstellung der einzelnen
IT-Projekte im nachsten
AVR.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig zugestimmt
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Il. Gesamtabstimmung in der Fassung des Anderungsantrages:

1. Der Rat der Stadt Kéln stimmt dem Stellenplan 2013 / 2014 in der zu
diesem Beschluss paraphierten Fassung zu.

Auf der Grundlage bestehender Ratsbeschlisse bzw. gesetzlicher
Vorgaben ergeben sich fur 2013 / 2014 im Saldo rd. 66 Mehrstellen.
Fur 2013/ 2014 sind 185,22 Stellen zuséatzlich erforderlich.

Hiervon entfallen

55,14 (= rd. 30 %) Stellen auf die Wahrnehmung von Pflichtaufgaben,
10,00 (= rd. 5 %) Stellen auf die Wahrnehmung von Pflichtaufgaben

zur Erfullung nach Weisung und

120,08 (= rd. 65%) Stellen auf die Wahrnehmung freiwilliger

Aufgaben.

Demgegenuber werden 119,62 Stellen abgesetzt. Darin sind die bis dato
noch nicht umgesetzten Ergebnisse der ,Task-Force" in einem Umfang

von 10,50 Stellen enthalten.

Die Finanzierung der ausgewiesenen Mehrbedarfe ist gesichert.

Die Mehrstellen unterliegen den vom Rat zur Haushaltsumsetzung be-
schlossenen Restriktionen einschliel3lich einer stringenten aufgabenbezo-
genen Bewirtschaftung analog dem bei den vorhandenen Stellen prakti-
zierten Verfahren.

2. Der Beschluss wird wie folgt erganzt:

02 0301 50 Schulsekretare/- |Der Rat erwartet eine Mittei-
sekretarinnen lung im Fachausschuss und
AVR Uber die Zuweisungskri-
terien an den Schulen.
12 0104 35,5 IT-Bedarf Freigabe auf Basis einer

Verwaltungsvorlage mit Dar-
stellung der einzelnen IT-

Projekte im nachsten AVR.

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP

zugestimmit.
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9.2

9.3

9.4

Stellenplan der Buhnen der Stadt Koln fur die Kalenderjahre 2013/2014
0537/2013

Beschluss:

Der Rat der Stadt KoIn stimmt dem Stellenplan 2013/2014 der Buhnen der
Stadt KolIn zu.

Abstimmungsergebnis:

Bei Stimmenthaltung der FDP-Fraktion einstimmig zugestimmt.

Stellenplan des Gurzenich-Orchesters KélIn fur die Kalenderjahre
2013/2014
0539/2013

Beschluss:

Der Rat der Stadt Kdln stimmt dem Stellenplan des Gurzenich-Orchesters flr
die Kalenderjahre 2013/2014 zu. Im Vergleich mit dem Stellenplan des Jahres
2012 erfolgen keine Veranderungen im Hinblick auf Mehr-/Wenigerstellen,
Hebungen etc.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig zugestimmt

Stellenplan des Wallraf-Richartz-Museums & Fondation Corboud der
Stadt KolIn fur die Jahre 2013 und 2014
0910/2013

Beschluss:

Der Rat der Stadt KdIn stimmt dem Stellenplan 2013/14 des Wallraf-Richartz--
Museums & Fondation Corboud der Stadt Koln zu.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig zugestimmt
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9.5

10

Stellenubersicht und Stellenplan der Beamtinnen und Beamten der Ge-
baudewirtschaft der Stadt Koln fur die Jahre 2013/2014
0561/2013

Ratsmitglied Frank bittet die Vorlage ohne Votum in den Rat zu verweisen.

Beschluss:
Ohne Votum in den Rat verwiesen

Mindliche Anfragen

Ratsmitglied Uckermann fragt an, ob der Landschaftsverband Rheinland e-
benfalls einen Doppelhaushalt beschlossen habe und wie die Umlage im
Haushalt der Stadt Koln veranschlagt werde. Zudem stehe eine Rickerstat-
tung des Landschaftsverbandes zu Aufwendungen der Stadt Koln an. Hier in-
teressiere ihn, welche finanziellen Auswirkungen dies fur die Stadt habe.

Frau Beigeordnete Reker sagt eine Stellungnahme zu.

Der Ausschussvorsitzende schliel3t die Sitzung.

Borschel van Husen-Arandela
Ausschussvorsitzender Schriftfiihrerin
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Anlage 1.

ZUSTANDIGKEITSREGELUNG BEI FREIGABEN VON INVESTIVEN

2.2

3.2

3.3
3.4

AUSZAHLUNGEN

gemal Beschluss des Finanzausschusses vom 12.04.2013

Die investiven Auszahlungen aus den Teilfinanzplanen bedurfen der be-
sonderen Freigabe durch den Finanzausschuss bzw. die Stadtkammerin.

Zustandigkeit des Finanzausschusses:

bei ersten Freigaben fir neue EinzelmalRnahmen (= Einzelveranschlagun-
gen) mit Gesamtkosten Uber 300.000 (250.000) Euro nach Vorberatung
im zustandigen Fachausschuss bzw. in der zustandigen Bezirksvertretung,

bei ersten Freigaben fur neue Einzelmal3hahmen mit Gesamtkosten Uber
300.000 (100.000) Euro im Rahmen pauschalierter Auszahlungsansatze

nach Zustimmung des zustandigen Fachausschusses bzw. der zustandi-
gen Bezirksvertretung zur sachlichen Verwendung der Mittel.

Zustandigkeit der Stadtkd&mmerin:

bei neuen Einzelmallnahmen (= Einzelveranschlagungen) mit Gesamt-
kosten bis einschl. 300.000 (250.000) Euro,

bei ersten Freigaben fiur neue Einzelmalinahmen mit Gesamtkosten bis
einschl. 300.000 (100.000) Euro im Rahmen pauschalierter Auszah-
lungsansatze.

Auf Anforderung des zustandigen Fachausschusses ist die Freigabe von
dessen Zustimmung zur sachlichen Verwendung der Mittel abhéngig,

bei Fortfihrungsmalnahmen,

bei folgenden als FortfiihrungsmaRnahmen geltenden Auszahlungen und
Programmen:

- Rickzahlung von Zuweisungen und Zuschiissen

- Verwendung von Zuschiissen und Versicherungsleistungen
- Sondervermoégen Stiftungen

- Grunderwerb (einschl. Umlegung)

- ErschlieBungsmaflinahmen im Bereich des Stral3enbaus im Rahmen
des vom Verkehrsausschuss beschlossenen Jahresprogramms

- StralRenbeleuchtung

- BeschaftigungsforderungsmalRnahmen im Rahmen des 2. Arbeits-
marktes innerhalb der pauschalierten Veranschlagung.
Die Fachausschiisse werden in Form von Mitteilungen Uber die
Realisierung der Einzelmal3Bnhahmen unterrichtet.

- Weiterleitung von Landesmitteln nach dem Strukturhilfegesetz
- Kapitalzufihrung an die Gebaudewirtschaft
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- stadt. Investitionskostenzuschiisse zu Kreuzungsmaflinahmen Dritter
gem. Eisenbahnkreuzungsgesetz, Bundesfernstral3engesetz,
Stral3en- und Wegegesetz NRW

- Zahlungen an die StEB fur MaRnahmen der Stral3enentwasserung im
Rahmen des vom Rat beschlossenen Abwasserbeseitigungskonzep-
tes

- Zahlungen fur den Bau von Sinkkéasten, Regenwasserkanalen,
Regenwasserpumpwerken und Sickergruben im Zusammenhang mit
Kanalerneuerungsmaf3nahmen der StEB bzw. im Rahmen der
Erflllung der Verkehrssicherungspflicht

- Nachlassabwicklung.
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	  Gesamtabstimmung:  Der Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen:   Der Rat nimmt die zehn am besten bewerteten Bürgervorschläge aus dem  Bürgerhaushaltverfahrens 2013 einschließlich der Stellungnahmen der   Verwaltung zur Kenntnis. 
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	35,5 IT-Bedarf
	Freigabe auf Basis einer Verwaltungsvorlage mit Darstellung der einzelnen IT-Projekte im nächsten AVR.
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	2.  Der Beschluss wird wie folgt ergänzt:
	02
	0301
	50 Schulsekretäre/-sekretärinnen
	Der Rat erwartet eine Mitteilung im Fachausschuss und AVR über die Zuweisungskriterien an den Schulen.
	12
	0104
	35,5 IT-Bedarf
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